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Sachverhalt
Die  Securenergy solutions AG  aus Berlin hat am 6.1.2021 den Antrag auf 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  für die Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage für das Flurstück 750/1 der Gemarkung Wiek, Flur 
1 in einer Größe von 3 ha an die Gemeinde Wiek gestellt (Anlagen).

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Wiek ist das Flurstück 
als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Das bedeutet, dass sich das 
beantragte Vorhaben nicht aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Wiek entwickeln würde. Bei Zustimmung der Gemeinde zum Antrag 
muss auch der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren geändert werden.

Der Vorhabenträger muss in einem Bebauungsplanverfahren nach § 12 BauGB 
(vorhabenbezogener Bebauungsplan) die Verfügungsbefugnis über das 
Grundstück nachweisen (Eigentum, Erbbaurecht, Auflassungsvormerkung).

Auf die Aufstellung von Bauleitplänen besteht kein Anspruch. Ein Anspruch kann 
auch nicht durch Vertrag begründet werden (§ 1 Abs. 3 BauGB). Die Gemeinde 
muss im Planverfahren die erhöhten Anforderungen an den Brandschutz 
(Ausstattung der örtlichen Feuerwehr) überprüfen.

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bau und Verkehr der Gemeinde Wiek 
hat in seiner Sitzung am 9.3.2022 über den Antrag beraten und erklärt, dass der 
Ausschuss dem Vorhaben positiv gegenüber steht. Die Amtsverwaltung wurde 
aufgefordert, eine zustimmende Beschlussvorlage vorzubereiten.

Beschlussvorschlag

1. Die Gemeinde Wiek befürwortet grundsätzlich die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes im Bereich des Flurstückes 750/1 der Gemarkung Wiek 



Flur 1 mit paralleler Flächennutzungsplanänderung zum Zwecke der 
Errichtung eines Solarparks. 

2. Die Änderung des Flächennutzungsplanes hat im Parallelverfahren zu 
erfolgen. 

3. Die Kosten für die Planung sind von der Antragstellerin zu übernehmen. 
4. Das Amt Nord-Rügen wird beauftragt, Honorarangebote für die 

erforderlichen Planungen einzuholen und einen städtebaulichen Vorvertrag 
vorzubereiten, welcher die Kostenübernahme durch den Antragsteller 
regelt.

5. Der Grundsatzbeschluss ersetzt nicht die sich anschließenden 
Bauleitplanverfahren. 

Finanzielle Auswirkungen
Haushaltsmäßige 
Belastung:

Ja: Nein: X
Kosten:                                                                                                  € Folgekosten: €
Sachkonto:
Stehen die Mittel zur Verfügung:                                                        Ja:  Nein:

Anlage/n
1 Antrag
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